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Fristen und Termine 

Steuerzahlungstermine im Juli  

 Fällig-

keit 

Zahlungsfrist bei 

Überweisung  

Lohn- /Kirchensteuer  10.07.  13.07.  

Umsatzsteuer  10.07.  13.07.  

 

 

Steuerzahlungstermine im August  

 Fällig-

keit 

Zahlungsfrist bei 

Überweisung  

Lohn- /Kirchensteuer  10.08.  14.08.  

Umsatzsteuer  10.08.  14.08.  

Gewerbesteuer 15.08.* 18.08.* 

Grundsteuer 15.08.* 18.08.* 

*In Bundesländern, in denen Mariä Himmelfahrt ein Feiertag ist, gilt statt 
dem 15.8. der 16.8. und statt dem 18.8. der 21.8. 

 

 

Zahlungstermine für Sozialversi-

cherungsbeiträge 

 Fällig-

keit 

Für Juli 27.07. 

Für August 29.08. 

 

 

Aktuelle Hinweise  

Zweites Bürokratieentlastungsgesetz verab-

schiedet 

Der Bundesrat hat das Zweite Bürokratieentlas-

tungsgesetz verabschiedet. Die im Gesetz enthalte-

nen steuerrechtlichen Änderungen treten rückwir-
kend zum 1. Januar 2017 in Kraft. Die wichtigsten 

steuerlichen Änderungen haben wir für Sie zusam-

mengefasst. 

 

Aufbewahrungspflicht für Lieferscheine  

Die ursprünglich sechsjährige Aufbewahrungspflicht 

für Lieferscheine endet zukünftig mit dem Erhalt der 

Rechnung. Der Lieferschein muss jedoch weiterhin 

aufbewahrt werden, wenn dieser Bestandteil der 

Rechnung ist, beispielsweise weil das Datum der 

Leistungserbringung auf den Lieferschein verweist.  

 

Hinweis:  

Daher empfehlen wir Ihnen, die Lieferscheine weiter-

hin aufzubewahren.  

 

Kleinbetragsrechnungen 

Kleinbetragsrechnungen, für welche reduzierte 

Pflichtangeben bei der Rechnungserstellung gelten, 

liegen künftig bei einem Rechnungsbetrag von bis zu 

250 € vor. Zuvor lag die Grenze bei 150 €. 
 

Haftungsausschluss beim Factoring 

Im Umsatzsteuergesetz wurde die Haftung des For-

derungsempfängers in den Fällen eines echten Fac-

torings ausgeschlossen.  

 

Abgabe der Lohnsteueranmeldung 

Künftig ist eine Lohnsteueranmeldung quartalsweise 

abzugeben, wenn die abzuführende Lohnsteuer für 

das vorangegangene Kalenderjahr mehr als 1.080 € 
aber nicht mehr als 5.000 € betragen hat. Die Grenze 

zur monatlichen Abgabe lag zuvor bei 4.000 €. 

 

Aufzeichnungspflichten für GWG  

Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) mit einem 

Wert von bis zu 410 € können im Jahr ihrer Anschaf-

fung oder Herstellung in voller Höhe als Betriebsaus-

gaben abgezogen werden. Die GWG müssen in ein 

gesondert geführtes Verzeichnis (Anlageverzeichnis) 

aufgenommen oder auf ein separates Konto gebucht 
und anschließend abgeschrieben werden. Dieses Er-

fordernis entfällt zukünftig bei GWG, deren Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten 250 € nicht überstei-

gen. Diese können dann auf ein Aufwandskonto ver-

bucht werden. Zuvor lag die Grenze bei 150 €. 

 

Lohnsteuerpauschalierung für kurzfristig Beschäf-

tigte  

Der durchschnittliche Tageslohn für die Lohnsteuer-

pauschalierung für kurzfristig Beschäftigte wurde 
von 68 € auf 72 € angehoben. 

  

Hinweis:  

Auch andere Gesetze haben durch das Zweite Büro-

kratieentlastungsgesetz Änderungen erfahren. So 
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gab es u.a. Änderungen im Sozialgesetzbuch und der 

Handwerksordnung. 
Quelle: Zweites Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständi-
schen Wirtschaft von Bürokratie (Zweites Bürokratieentlastungsgesetz), 
BR-Drucks. Nr. 305/17 vom 12. Mai 2017, www.bundesrat.de  

 

 

Neues zum häuslichen Arbeitszimmer 

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 

sind grundsätzlich nicht abzugsfähige Aufwendun-

gen. Ein Abzug der entstandenen Aufwendungen 

kommt nur in zwei Ausnahmefällen in Betracht.  
 

1. Tätigkeitsmittelpunkt 

Wenn das häusliche Arbeitszimmer der Mittelpunkt 

der gesamten betrieblichen und beruflichen Betäti-

gung des Erwerbstätigen ist, dürfen die Raumkosten 

in unbeschränkter Höhe steuerlich abgezogen wer-

den. 

 

2. Kein anderer Arbeitsplatz 

Wenn sich der Tätigkeitsmittelpunkt aber nicht im 
häuslichen Arbeitszimmer befindet und dem Steuer-

pflichtigen für seine Tätigkeit auch kein anderer Ar-

beitsplatz zur Verfügung steht, kommt ein begrenz-

ter Abzug der Aufwendungen von bis zu 1.250 € in 

Betracht. 

 

Die OFD Niedersachsen hat in einer neuen Verfü-

gung eine Prüfreihenfolge für die steuerliche Aner-

kennung der Raumkosten vorgegeben. 

 
Prüfungsschritt 1:  

Liegt ein häusliches Arbeitszimmer vor? 

Als Erstes ist zu prüfen, ob es sich bei dem beruf-

lich/betrieblich genutzten Raum begrifflich über-

haupt um ein „häusliches Arbeitszimmer“ handelt. 

Denn nur für ein solches gelten die Abzugsbeschrän-

kungen. 

 

Hinweis: 

Entspricht ein Raum seiner Ausstattung und Funktion 

nach nicht einem Arbeitszimmer, sondern handelt es 

sich um einen Betriebsraum (z.B. ein Lager, eine 

Werkstatt o.ä.), dann sind die Aufwendungen vollum-

fänglich als Betriebsausgaben abzugsfähig. 

 

Zwischen dem häuslichen Arbeitszimmer und dem 

Wohnbereich des Steuerpflichtigen muss eine innere 

häusliche Verbindung bestehen. Dazu können auch 

Räume im Keller, auf dem Dachboden oder in einem 

Anbau gehören. 

 

Hinweis:  

Fehlt die innere häusliche Verbindung, handelt es 

sich i.d.R. um ein außerhäusliches Arbeitszimmer, bei 

dem die Aufwendungen unbeschränkt abzugsfähig 
sind.  

 

Nach der BFH-Rechtsprechung sind die Aufwendun-

gen für ein häusliches Arbeitszimmer nur dann ab-

zugsfähig, wenn es sich bei dem häuslichen Arbeits-

zimmer um einen abgeschlossenen und von der rest-

lichen Wohnung abgetrennten Raum handelt.  

 

Hinweis: 

Aufwendungen für eine „Arbeitsecke“ können auf-

grund der fehlenden räumlichen Trennung nicht be-

rücksichtigt werden.  

 

Ein häusliches Arbeitszimmer setzt voraus, dass der 

Raum ausschließlich bzw. nahezu ausschließlich be-

ruflich/betrieblich genutzt wird. Eine untergeordnete 

private Mitbenutzung von max. 10 % des häuslichen 

Arbeitszimmers ist insoweit unschädlich. 

 
Hinweis: 

Bei einer höheren privaten Mitbenutzung des Raums 

gilt ein komplettes Abzugsverbot. Ein anteiliger Ab-

zug für den beruflich/betrieblich genutzten Teil 

kommt nicht in Betracht. 

 

Prüfungsschritt 2:  

Wo liegt der Tätigkeitsmittelpunkt? 

Liegt nach diesen Ausführungen ein steuerlich anzu-

erkennendes häusliches Arbeitszimmer vor, stellt 
sich die Frage nach dem Tätigkeitsmittelpunkt. Denn 

ein unbeschränkter Abzug der Aufwendungen 

kommt nur dann in Betracht, wenn sich der Mittel-

punkt der gesamten betrieblichen und beruflichen 

Tätigkeit im häuslichen Arbeitszimmer befindet. 

Der Tätigkeitsmittelpunkt richtet sich nach dem in-

haltlichen (qualitativen) Schwerpunkt der Tätigkeit. 

Dem zeitlichen (quantitativen) Umfang der Nutzung 

des häuslichen Arbeitszimmers kommt stattdessen 

nur eine indizielle Bedeutung zu. 
 

Prüfungsschritt 3:  

Steht ein „anderer Arbeitsplatz“ zur Verfügung? 

Liegt der Tätigkeitsmittelpunkt nicht im häuslichen 

Arbeitszimmer, dann kommt möglicherweise ein auf 
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bis zu 1.250 € begrenzter Abzug der Raumkosten in 

Betracht. Voraussetzung hierfür ist, dass kein ande-

rer Arbeitsplatz zur Verfügung steht.  

Ein „anderer Arbeitsplatz“ ist jeder Arbeitsplatz, der 

zur Erledigung büromäßiger Arbeiten geeignet ist 

und den der Steuerpflichtige in dem konkret erfor-

derlichen Umfang und in der konkret erforderlichen 
Art und Weise tatsächlich nutzen kann. Die allge-

meinen Umstände, z.B. Lärmbelästigung, Publikums-

verkehr, Großraumbüro sind unbeachtlich, solange 

der Arbeitsplatz für die Erledigung der Arbeiten ge-

nutzt werden kann und der Steuerpflichtige somit 

auf das häusliche Arbeitszimmer nicht zwingend an-

gewiesen ist. Steht ein anderer Arbeitsplatz zur Ver-

fügung, ist ein Abzug nicht möglich. 

 
Hinweis: 

Übt ein Steuerpflichtiger mehrere betriebliche 

und/oder berufliche Tätigkeiten nebeneinander aus, 

ist für jede einzelne Tätigkeit zu prüfen, ob ein ande-

rer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Ggf. kommt ei-

ne nur anteilige Berücksichtigung der Aufwendungen 

in Betracht, soweit sie auf Tätigkeiten entfallen, für 

die kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 

 

Telearbeitsplatz/Home-Office 

In welcher Höhe ein Arbeitnehmer die Kosten für ei-

nen Telearbeitsplatz (Home-Office) als Werbungs-

kosten abziehen kann, richtet sich nach dem zeitli-

chen Nutzungsumfang des Arbeitsplatzes: 

 

a. Ausschließlich Home-Office (Fünf Tage) 

Wird der Steuerpflichtige ausschließlich am Heimar-

beitsplatz (im Home-Office) tätig und steht ihm im 

Büro des Arbeitgebers auch kein anderer Arbeits-

platz zur Verfügung, befindet sich hier der Mittel-
punkt der betrieblichen/beruflichen Tätigkeit. Die 

Aufwendungen sind im vollen Umfang zu berücksich-

tigen. 

 

b. Drei Tage Home-Office 

Sind die im Home-Office und im Betrieb erledigten 

Arbeiten des Arbeitnehmers qualitativ gleichwertig, 

ist die zeitliche Komponente ausschlaggebend. Ver-

bringt der Steuerpflichtige die überwiegende Ar-

beitszeit im häuslichen Arbeitszimmer, befindet sich 
dort der Mittelpunkt der betrieblichen/beruflichen 

Tätigkeit, so dass die Aufwendungen im vollen Um-

fang abzugsfähig sind. 

 

c. Zwei Tage Home-Office 

Sind die im Home-Office und im Betrieb erledigten 

Arbeiten des Arbeitnehmers qualitativ gleichwertig, 

verbringt der Arbeitnehmer in seinem Home-Office 

aber weniger Zeit als in seinem Betrieb, liegt sein Tä-

tigkeitsmittelpunkt an seinem betrieblichen Arbeits-

platz - mit der Folge, dass kein unbeschränkter 

Raumkostenabzug für das Home-Office möglich ist.  
Ist es dem Steuerpflichtigen aber untersagt, an den 

Home-Office-Tagen im Büro des Arbeitgebers tätig 

zu werden, steht dem Steuerpflichtigen der andere 

Arbeitsplatz nicht im erforderlichen Umfang zur Ver-

fügung und die Aufwendungen können mit bis zu 

1.250 € berücksichtigt werden. 

 

Höchstbetrag von 1.250 € 

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
sind auf 1.250 € begrenzt abzugsfähig, wenn für die 

betriebliche und/oder berufliche Tätigkeit kein ande-

rer Arbeitsplatz zur Verfügung steht.  

 

Hinweis: 

Es handelt sich hierbei um einen Höchstbetrag und 

nicht um einen Freibetrag.  

 

Die Aufwendungen sind vom Steuerpflichtigen 

glaubhaft zu machen, ein pauschaler Ansatz von 
1.250 € kommt nicht in Betracht. 

Nach der bisherigen Verwaltungsauffassung wurde 

der Höchstbetrag objektbezogen und nicht pro Nut-

zer gewährt. Der BFH hat aber mit zwei Urteilen vom 

15. Dezember 2016 entschieden, dass der Höchstbe-

trag personenbezogen zu gewähren ist. Die Urteile 

sind jedoch noch nicht im Bundessteuerblatt II veröf-

fentlicht worden. 

 

Hinweis: 

Sollte das Finanzamt an der objektbezogenen Be-

grenzung des Freibetrages festhalten, ist der Ein-

kommensteuerbescheid in jedem Fall per Einspruch 

anzugreifen.  

 

Abzugsfähige Aufwendungen 

Sofern ein beschränkter oder unbeschränkter Abzug 

von Raumkosten möglich ist, müssen zunächst die 

gesamten Raumkosten der Privatwohnung bzw. des 

Privathauses ermittelt werden.  
Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung sind 

die Gesamtaufwendungen des Gebäudes/der Woh-

nung zu ermitteln und anteilig für das häusliche Ar-

beitszimmer zu berücksichtigen. 
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Ersatzleistungen des Arbeitgebers 

Die OFD weist ausdrücklich darauf hin, dass Zuzah-

lungen des Arbeitgebers zu den Kosten eines häusli-

chen Arbeitszimmers steuerpflichtiger Arbeitslohn 

des Arbeitnehmers sind (keine steuerfreie Kostener-

stattung). Gleiches gilt für pauschale Bürokostenzu-

schüsse oder bei Übernahme der Kosten für die Bü-
roeinrichtung. 

 

Hinweis: 

Überlässt der Arbeitgeber betriebliche Datenverar-

beitungs- und Telekommunikationsgeräte (PC, Lap-

top oder Tablet, Telefon oder Smartphone) sowie de-

ren Zubehör, um diese beispielsweise im Home-Office 

zu nutzen, so ist die Überlassung grundsätzlich steu-

erfrei, auch wenn dem Arbeitnehmer die private Nut-
zung dieser Geräte erlaubt ist.  
Quelle: OFD-Niedersachsen, Verfügung vom 27. März 2017, S 2354 - 118 
- St 215, NWB Dok-ID: HAAAG-41833 

 

 

Unternehmer 

Bei Manipulationsfähigkeit eines Kassen-

systems keine ordnungsgemäße Kassenfüh-

rung 

Ein Steuerpflichtiger betrieb zwei Friseursalons. Sei-
ne Bareinnahmen erfasste er über eine PC-gestützte 

Kassensoftware (S-Software), die in Verbindung mit 

der Software Microsoft Access auch über andere 

Funktionen wie Kundenkartei oder Terminverwal-

tung verfügte. Im Rahmen einer Betriebsprüfung 

vertrat der Prüfer u.a. die Auffassung, dass die Kas-

senführung nicht ordnungsgemäß sei, da keine Pro-

tokolle über die Einrichtung und Programmierung 

des Kassensystems vorgelegt werden konnten. Das 

Finanzamt nahm erhebliche Hinzuschätzungen zu 
den Umsätzen und Gewinnen vor. Diesen legte es 

eine Bargeldverkehrsrechnung sowie eine Kalkulati-

on von „Chemieumsätzen“ zugrunde. Die Kalkulation 

basierte auf der Auswertung des Wareneinkaufs.  

Das Finanzgericht gab der Klage nur im Hinblick auf 

die Höhe der Hinzuschätzungen statt, wies sie aber 

im Übrigen ab. Entspreche die Buchführung nicht 

den gesetzlichen Anforderungen oder bestehe im 

Einzelfall ein Anlass, ihre sachliche Richtigkeit anzu-

zweifeln, so bestehe eine Schätzungsbefugnis. Bei 
der Nutzung programmierbarer elektronischer Kas-

sensysteme stelle das Fehlen der Programmierpro-

tokolle einen gewichtigen formellen Kassenfüh-

rungsmangel dar, der jedenfalls bei bargeldintensi-

ven Betrieben zu Hinzuschätzungen berechtige. Das 

Gewicht dieses Mangels trete nach höchstrichterli-

cher Rechtsprechung nur dann zurück, wenn der 

Steuerpflichtige im konkreten Einzelfall darlege, dass 

die von ihm genutzte elektronische Kasse trotz Pro-
grammierbarkeit keine Manipulationsmöglichkeiten 

eröffne. Der vom Gericht beauftragte Sachverständi-

ge war in seinem Gutachten aber zu dem Ergebnis 

gekommen, dass Manipulationen zwar schwierig, 

aber nicht gänzlich ausgeschlossen waren. Unerheb-

lich sei, wie schwer und durch wen Manipulationen 

vorgenommen werden könnten oder ob auch tat-

sächlich Manipulationen vorgenommen würden. Es 

genüge vielmehr, dass das System Manipulations-
möglichkeiten eröffne. Dies gelte unabhängig davon, 

welcher Aufwand hierfür betrieben werden müsse.  

Die Hinzuschätzungen durch das Finanzamt korri-

gierten die Richter dahingehend, dass statt einer 

Bargeldverkehrsrechnung ein Sicherheitszuschlag 

i.H.v. 7,5 % auf die erklärten Erlöse vorzunehmen 

war.  

 

Hinweis:  

Das Finanzgericht hat das Grundsatzurteil des BFH 
vom 25. März 2015 konsequent angewendet. Das Ur-

teil betraf einen Fall einer elektronischen Registrier-

kasse und enthält allgemeine Ausführungen zu elekt-

ronischen Kassensystemen, die auch auf reine PC-

Kassen anzuwenden sind, die ebenso leicht pro-

grammiert und manipuliert werden können. 

Das Finanzgericht hat deutlich gemacht, welche Be-

deutung den Programmierprotokollen bei der Nut-

zung programmierbarer elektronischer Kassensyste-

men zukommt. Das Fehlen dieser Unterlagen stellt 
einen gewichtigen formellen Kassenmangel dar. Ins-

besondere bargeldintensiven Betrieben ist daher zu 

empfehlen, auf eine genaue und ordnungsgemäße 

Dokumentation der Programmierung zu achten und 

diese Unterlagen vollständig aufzubewahren.  
Quelle: FG Münster, Urteil vom 29. März 2017 7 K 3675/13, NZB einge-
legt (Az. des BFH: X B 65/17), EFG 2017, S. 847 

 

Verluste aus dem Betrieb einer Photovolta-

ikanlage  

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat entschie-

den, dass der Verlust aus dem Betrieb einer Photo-
voltaikanlage auch bei negativer Gewinnprognose 

steuerlich anzuerkennen sein kann.  
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In dem Fall hatte ein Steuerpflichtiger ein anteiliges 

Erbbaurecht erworben, das an den Grundstücken 

mit dem Recht verbunden war, Teilflächen zur Er-

richtung einer Photovoltaikanlage zu benutzen. Mit 

gleichem Vertrag erwarb er ferner von einer Perso-

nengesellschaft zwei Photovoltaikanlagen zu Allein-

eigentum. Zur Finanzierung der Anlagen nahm er ein 
Darlehen auf. Die Gesellschaft plante nach ihrem 

Verkaufsprospekt einen Solarpark aus unabhängigen 

Einzelanlagen. Der Prospekt enthielt eine Ertrags-

prognose. Doch die tatsächliche Leistung der Anla-

gen wich von dieser Prognose ab. Der Steuerpflichti-

ge erklärte in seiner Einkommensteuererklärung ent-

sprechend Verluste von 9.700 € aus Gewerbebetrieb. 

Das Finanzamt berücksichtigte diese nicht. Da der zu 

erwartende Totalgewinn negativ sei, fehle es an ei-
ner Gewinnerzielungsabsicht. Damit liege eine steu-

erlich unbeachtliche private Tätigkeit, ein Liebhabe-

reibetrieb, vor. 

Das Finanzgericht gab der Klage jedoch statt und er-

kannte die Verluste an. Die Gewinnerzielungsabsicht 

sei zweistufig zu prüfen. Sie bestehe aus einer Er-

gebnisprognose und der Prüfung der einkommen-

steuerrechtlichen Relevanz der Tätigkeit. Die Ergeb-

nisprognose sei für einen Prognosezeitraum über die 

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer der Anlagen 
von 20 Jahren negativ. Sodann seien die Gründe 

hierfür zu würdigen.  

Beim Betrieb von Photovoltaikanlagen spreche der 

Beweis des ersten Anscheins für eine Gewinnerzie-

lungsabsicht, der durch die negative Totalgewinn-

prognose erschüttert werde. Die verlustbringende 

Tätigkeit beruhe jedoch nicht auf persönlichen 

Gründen. Der Steuerpflichtige habe im Rahmen sei-

ner Möglichkeiten alles unternommen, um die Ver-

luste gering zu halten. Technische Maßnahmen zur 
Verbesserung des betrieblichen Ergebnisses wurden 

ergriffen, wie Überprüfung der Verkabelung des So-

larparks und der Module und Reinigung der Modul-

oberflächen. Dadurch seien die Einnahmen gestie-

gen. Der Steuerpflichtige habe ferner die Ausgaben 

durch Gespräche mit der Bank reduziert. Im Ver-

kaufsprospekt werde auch nicht mit einer Steuerer-

sparnis durch mögliche Verluste aus dem Betrieb des 

Solarparks geworben. Nach Überzeugung des Ge-

richtes zielte das Engagement des Steuerpflichtigen 
nicht auf das Generieren von steuerlichen Verlusten 

ab. 
Quelle: FG Baden-Württemberg, Urteil vom 9. Februar 2017, 1 K 841/15, 
NWB Dok-ID: DAAAG-44889 

 

Kapitalvermögen 

Verluste aus untergegangenen Aktien  

Für den Ansatz negativer Kapitaleinkünfte in der Ein-

kommensteuererklärung gibt es besondere Ein-

schränkungen. So dürfen diese nicht mit positiven 

Einkünften aus anderen Einkunftsarten verrechnet 

werden. Außerdem dürfen Verluste aus Aktienver-
äußerungen nur mit Gewinnen aus Aktienveräuße-

rungen verrechnet werden. Liegen im Veranlagungs-

jahr keine verrechenbaren Gewinne aus Aktienver-

äußerung vor, werden Aktienverluste vom Finanzamt 

gesondert festgestellt und in Folgejahre vorgetragen. 

Um negative Kapitaleinkünfte überhaupt in der Ein-

kommensteuer berücksichtigen zu können, sind die 

Verluste auf einer Bescheinigung vom Kreditinstitut 

auszuweisen (sog. Steuerbescheinigung). Die Be-
scheinigung muss nach amtlich vorgeschriebenem 

Muster ausgestellt sein.  

In einem Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf war 

darüber zu entschieden, ob der Untergang von Ak-

tien durch Insolvenz der Gesellschaft einem Verlust 

aus der Veräußerung von Aktien gleichzusetzen ist. 

Die Richter halten dies nicht für möglich. Einer Ver-

äußerung seien dem Gesetz nach nur die Einlösung, 

Rückzahlung, Abtretung oder die verdeckte Einlage 

von Aktien in eine Kapitalgesellschaft gleichzusetzen. 
Weitere Tatbestände habe der Gesetzgeber nicht 

benannt. Im vorliegenden Fall hielt die Steuerpflich-

tige Aktien einer Gesellschaft, welche Insolvenz an-

meldete. Im Zuge des Insolvenz- und Sanierungsver-

fahrens wurde u.a. das Grundkapital der Gesellschaft 

auf 0 € herabgesetzt. Die Aktien waren hiernach 

nicht mehr werthaltig und wurden ersatz- und ge-

genwertlos ausgebucht. Die Steuerpflichtige verlang-

te vom Finanzamt, die Verluste aus den untergegan-

genen Aktien als negative Kapitaleinkünfte zu ver-
rechnen bzw. vorzutragen.  

Das Finanzamt hielt das für nicht möglich und wurde 

nun durch das Finanzgericht Düsseldorf bestätigt. Es 

habe keine Veräußerung oder ein der Veräußerung 

gleichzusetzender Sachverhalt vorgelegen.  

 

Hinweis:  

Die ertragssteuerliche Behandlung wertlos geworde-

ner Aktion wird in der Literatur kontrovers diskutiert. 

Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs im Revisions-
verfahren bleibt abzuwarten, da im Fall der Nichtbe-

rücksichtigung von Verlusten aus untergegangenen 
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Aktien eine Regelungslücke im Gesetz bestehen 

könnte. 
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 23. November 2016, 7 K 2175/16-F, 
Rev. eingelegt (Az. des BFH: VIII R 34/16), EFG 2017 S. 571 

 

 

Außergewöhnliche Belas-

tungen 

Abzug von Beerdigungskosten als außerge-

wöhnliche Belastung 

Aufwendungen für die Beerdigung eines nahen An-

gehörigen können als außergewöhnliche Belastung 

berücksichtigt werden, soweit sie nicht aus dem 

Nachlass bestritten werden können und auch nicht 

durch Ersatzleistungen gedeckt sind. Das Bayerische 

Landesamt für Steuern (LfSt Bayern) hat sich nun zu 

den Voraussetzungen im Einzelnen geäußert. 

 

Zwangsläufigkeit aus rechtlichen, tatsächlichen o-

der sittlichen Gründen 

Außergewöhnliche Belastungen liegen nur vor, wenn 

sich der Steuerpflichtige den Aufwendungen aus 

rechtlichen, tatsächlichen oder sittlichen Gründen 

nicht entziehen kann.  

Das LfSt geht aus Vereinfachungsgründen davon aus, 

dass i.d.R. eine Zwangsläufigkeit aus sittlichen Grün-

den vorliegt, wenn ein Steuerpflichtiger die Beerdi-

gungskosten eines nahen Angehörigen trägt. Bei an-

deren Personen hat der Steuerpflichtige die Zwangs-

läufigkeit aus rechtlichen, tatsächlichen oder sittli-
chen Gründen nachzuweisen oder glaubhaft zu ma-

chen.  

Nach dem BGB sei der Erbe zwar rechtlich verpflich-

tet, die Kosten einer standesgemäßen Beerdigung zu 

tragen. Das LfSt weist aber darauf hin, dass sich al-

lein auf diese Regelung nach der BFH-

Rechtsprechung eine Zwangsläufigkeit der Aufwen-

dungen aus rechtlichen Gründen nicht stützen lässt. 

Schließlich habe der Erbe die Möglichkeit, dieser 
Verpflichtung durch Ausschlagung der Erbschaft zu 

entgehen.  

 

Abzugsfähige Aufwendungen 

Als außergewöhnliche Belastung können Bestat-

tungskosten abgezogen werden, soweit die Aufwen-

dungen notwendig sind. Nach einem BFH-Urteil ist 

hier dem Steuerpflichtigen ein größerer Spielraum zu 

gewähren als in sonstigen Fällen, da die Gestaltung 

eines Begräbnisses zu den höchstpersönlichen Ange-

legenheiten des Kostenträgers gehört. 

Das LfSt führt dazu aus, dass nur die Kosten der ei-

gentlichen Bestattung, die mit der Beerdigung un-

mittelbar verbunden sind, als notwendig anzusehen 

sind. Zu den abzugsfähigen unmittelbaren Beerdi-

gungskosten zählen insbesondere die Aufwendungen 
für: 

• die Trauerfeier und den Trauerredner, 

• die Bestatterleistungen und die Überführung 

sowie der Sarg und der Blumenschmuck,  

• öffentliche Gebühren,  

• erstmaliges Herrichten des Grabes, ein-
schließlich eines angemessenen Grabmals, 

etc. 

Die nur mittelbar durch die Beerdigung veranlassten 

Aufwendungen und Folgekosten der Beerdigung sind 

dagegen nicht als außergewöhnliche Belastung ab-

ziehbar. Zu den nicht begünstigten mittelbaren Kos-

ten einer Beerdigung zählen z.B.:  

• Aufwendungen für die Bewirtung von Trau-
ergästen, 

• Aufwendungen für die Trauerkleidung, 

• Reisekosten für die Teilnahme an einer Be-

stattung, 

• Kosten der Grabpflege/-bepflanzung, 

• Aufwendungen für eine aufwändige Grab-
stätte, 

• Anschaffungskosten für ein aufwändiges 

Grabmal. 

 

Angemessenheit der Aufwendungen 

Sind die Bestattungskosten dem Grunde nach 

zwangsläufig, so kommt ein Abzug als außergewöhn-
liche Belastung nur so weit in Betracht, als sie einen 

angemessenen Betrag nicht übersteigen. 

Nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln kann von 

einer Angemessenheit allgemein dann ausgegangen 

werden, wenn die unmittelbaren Beerdigungskosten 

- soweit sie den Wert des Nachlasses übersteigen - 

nicht mehr als 7.500 € betragen. Dieser Betrag ist um 

Versicherungs- und sonstige Drittleistungen zu kür-

zen. Wird diese Grenze überschritten, ist die Ange-

messenheit nach den Besonderheiten des Einzelfalls 
zu prüfen. Dabei richtet sich die Angemessenheit 

nach der Lebensstellung des Verstorbenen und nicht 

nach der des Steuerpflichtigen. Beispielhaft führt das 

LfSt hier die den Betrag von 7.500 € übersteigenden 

Beerdigungskosten durch eine Überführung ins Aus-

land an. 
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Kürzung um Nachlass oder sonstige Ersatzleistun-

gen  

Das LfSt weist darauf hin, dass ein steuerlicher Abzug 

von Beerdigungskosten als außergewöhnliche Belas-

tung nur unter der Voraussetzung möglich ist, dass 

die angemessenen Aufwendungen nicht aus dem 
Nachlass bestritten werden können oder durch sons-

tige einem Steuerpflichtigen im Zusammenhang mit 

dem Tod des Angehörigen zugeflossenen Geldleis-

tungen gedeckt sind.  

Hierzu zählen insbesondere Leistungen aus Sterbe-

geld- oder Lebensversicherungen, die der Steuer-

pflichtige erhält. Bei Leistungen aus einer Sterbe-

geldversicherung sei zu beachten, dass die Versiche-

rungsleistung nicht nur dazu diene, die unmittelba-
ren – und damit als außergewöhnliche Belastung ab-

zugsfähigen – Bestattungskosten zu begleichen, son-

dern sämtliche Kosten, die bei der Beerdigung anfiel-

len. Damit seien die unmittelbaren Beerdigungskos-

ten nur insoweit um die Leistungen aus einer Ster-

begeldversicherung zu kürzen, als diese anteilig auf 

die eigentlichen Bestattungskosten entfielen. 

 

Hinweis:  

Das LfSt weist ausdrücklich darauf hin, dass bei der 
Ermittlung der abzugsfähigen Beerdigungskosten 

auch Vermögenswerte zu berücksichtigen sind, die 

der Verstorbene dem Steuerpflichtigen vor seinem 

Tod zugewendet hat. Sind diese im Zeitpunkt des To-

desfalls noch werthaltig und nicht aufgezehrt, so 

kommt ein Abzug der Beerdigungskosten nur in der 

Höhe in Betracht, wie die Aufwendungen den Wert 

des hingegebenen Vermögens übersteigen. Nach der 

BFH-Rechtsprechung habe nämlich der Steuerpflich-

tige in diesem Fall durch die Annahme der Vermö-
gensübertragung dazu beigetragen, dass die Bestat-

tungskosten nicht aus dem Nachlass gedeckt werden 

könnten. Dies gelte unabhängig von der Form der 

Vermögensübertragung (Schenkung, vorwegge-

nommene Erbfolge etc.). 
Quelle: LfSt Bayern, Verfügung vom 16. Dezember 2016, S 2284.1.1-21/1 
St32, DStR 2017, S. 1034 

 

 

 

 

 

 

 

 

Umsatzsteuer 

Einbehaltene Mietkaution als nichtsteuer-

barer Schadenersatz  

Ein Unternehmen vermietete Räume umsatzsteuer-

pflichtig an ein anderes Unternehmen. Die Vertrags-

laufzeit betrug 10 Jahre. Nach vier Jahren wollte der 

Mieter das Mietverhältnis vorzeitig beenden. Um 

dies durchzusetzen, zahlte er keine Miete mehr. 
Nachdem er neun Monate keine Miete gezahlt hatte, 

kündigte der Vermieter das Mietverhältnis fristlos. 

Für den verbleibenden Mietzeitraum von etwa 6 Jah-

ren fand der Vermieter zwar einen neuen Mieter. Al-

lerdings konnte er die Räume nicht für eine gleich-

hohe Miete vermieten. Der Vermieter behielt die 

Mietkaution des ursprünglichen Mieters ein und be-

handelte sie als nichtsteuerbaren Schadenersatz. 

Dies sah das Finanzamt anders und setzte Umsatz-

steuer fest. Hiergegen klagte der Vermieter.  
Das Finanzgericht gab ihm nun Recht. Mit der außer-

ordentlichen Kündigung sei das Vertragsverhältnis 

zwischen dem säumigen Mieter und ihm aufgelöst 

worden. Ihm sei ein Schaden entstanden, da er die 

Räume nicht mehr zu einer gleichhohen Miete ver-

mieten konnte. Die Differenz zwischen der Miete des 

neuen Mieters und der Miete, die eigentlich verein-

nahmt worden wäre, sei ein Schaden, der zum Teil 

durch die Mietkaution ausgeglichen werde. Zum 

Zeitpunkt des Einbehalts der Mietkaution habe kein 
Leistungsaustausch zwischen dem säumigen Mieter 

und dem Vermieter mehr stattgefunden. Ein Lei-

tungsaustausch sei aber maßgeblich für das Vorlie-

gen eines umsatzsteuerpflichtigen Umsatzes. Dies 

gelte auch bei Vereinbarung der Mietkaution im 

Mietvertrag. Die Aufnahme in den Mietvertrag führe 

nicht zwangsläufig dazu, dass die einbehaltene Geld-

summe Leistungsentgelt darstelle. Entscheidend sei, 

ob der Einbehalt des Geldbetrags im Zusammenhang 

mit einer vom Vermieter erbrachten Leistung stün-
de, was in diesem Fall nicht gegeben sei. 

 

Hinweis:  

Einigen sich Vermieter und Mieter auf eine Entschä-

digungszahlung wegen vorzeitiger Räumung von 

Mieträumen, kann ein umsatzsteuerpflichtiges Leis-

tungsentgelt vorliegen. Die Leistung des Vermieters 

besteht in diesem Fall aus seinem Verzicht der 

Rechtsposition. In solchen Fällen liegt kein nichtsteu-
erbarer Schadenersatz vor. 
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Allerdings hat der EuGH im Jahr 1993 geurteilt, dass 

der Verzicht auf die Rechte aus einem Grundstücks-

mietvertrag unter den Begriff ,,Vermietung von 

Grundstücken'' fällt, so dass eine für den Verzicht ge-

zahlte Abfindung jedenfalls dann nicht umsatzsteu-

erpflichtig ist, wenn die Vermietung des Grundstücks 

selbst von der Umsatzsteuer befreit ist. 
Quelle: FG München, Urteil vom 9. Februar 2017, 14 K 2480/14, rechts-
kräftig, NWB-DokID: WAAAG 43380 

 

 

Ermäßigter Steuersatz für einen Techno-DJ 

Eine Steuerpflichtige betrieb in einem umgebauten 

Heizkraftwerk einen Techno-Klub. In ihren Räumlich-

keiten veranstaltete sie am Wochenende sogenann-

te Klubnächte, bei denen auf zwei Geschossen bis zu 

30 verschiedene Discjockeys (DJs) auftraten. Diese 
spielten Musik von Tonträgern ein und veränderten 

sie mithilfe eines Mischpults und anderer techni-

scher Hilfsmittel. Dabei wurden im Unterschied zu 

herkömmlichen Diskotheken jeweils neue Klangfol-

gen und Musikstücke geschaffen. Die auftretenden 

Künstler waren dem Publikum schon vor den Auftrit-

ten bekannt, da die Gäste im Vorfeld, unter anderem 

im Internet, das Programm (sog. Running-Order) ein-

sehen konnten, in denen die Künstler und deren Mu-

sik detailliert beschrieben wurden.  
Das Finanzamt vertrat im Rahmen einer Betriebsprü-

fung die Auffassung, dass die musikalischen Darbie-

tungen der DJs nicht den eigentlichen Zweck der 

Veranstaltungen ausmachten. Vielmehr handele es 

sich um typische Party- und Tanzveranstaltungen, 

bei denen es in erster Linie um das Amüsement der 

Gäste gehe. Die Voraussetzungen für die Anwendung 

des ermäßigten Steuersatzes seien daher nicht er-

füllt. Die Umsatzsteuer in Höhe der Differenz zum 

Regelsteuersatz von 19 % wurde nacherhoben.  
Das Finanzgericht gab der Klage der Veranstalterin 

statt. Voraussetzung für die Einordnung als steuer-

begünstigtes Konzert sei, dass die musikalische Dar-

bietung den Charakter der gesamten Veranstaltung 

bestimme und ihr das Gepräge gebe. Als Konzertver-

anstaltung werde nach der BFH-Rechtsprechung da-

her nur eine solche Darbietung angesehen, bei der 

Musik und Gesang im Vordergrund der Veranstal-

tung stünden und sonstige Begleitumstände zurück-
träten. Der Konzertbegriff sei nach der geschützten 

Kunstfreiheit weit auszulegen. Danach war das Fi-

nanzgericht überzeugt, dass die Klubnächte den Kon-

zertbegriff erfüllten. Die DJs würden Musikstücke 

von künstlerischem Charakter darbieten, da sie in ei-

nem kreativen Prozess jeweils eigenständige Werke 

schafften. Nach der Zeugenbefragung würden zu-

dem die Künstler und das Publikum durch Klatschen 

oder Jubeln unmittelbar aufeinander reagieren und 

Bezug nehmen. Schließlich würde die Veranstalterin 

im Vorhinein ankündigen, wann welche DJs auftre-

ten. Ein fehlender Vorverkauf der Eintrittskarten und 
die Selektion der Besucher durch Türsteher sowie 

die Fluktuation der Gäste während der Klubnächte 

seien für die Annahme einer Konzertveranstaltung 

unschädlich.  

Das Finanzgericht gelangte zu der Auffassung, dass 

es sich bei den Klubnächten mit Blick auf den künst-

lerischen Inhalt der Darbietungen und die Fokussie-

rung des Publikums auf die Künstler nicht um bloße 

Tanzveranstaltungen mit Partycharakter, sondern 
um Konzert-veranstaltungen gehandelt habe. 

 

Hinweis:  

Für die Beurteilung als Konzert im umsatzsteuerli-

chen Sinne ist die Interaktion zwischen Publikum und 

Künstler von besonderer Bedeutung. 
Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 6. September 2016, 5 K 
5089/14, Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Az. des BFH: V B 
163/16), EFG 2017 S. 256 

 


